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Niederschrift 

über die 18. öffentliche Sitzung 

des Ausschusses für Recht, Sicherheit, Integration und Gleichstellung 

am Donnerstag, 12. April 2018, 17:00 Uhr 

im Lesezimmer, Rathaus, Kassel 

 

 

Anwesende:  

 

Mitglieder 

Dr. Bernd Hoppe, 1. stellvertretender Vorsitzender, Freie Wähler 

Dr. Rainer Hanemann, Mitglied, SPD 

Mario Lang, Mitglied, SPD (Vertretung für Norbert Sprafke) 

Sabine Wurst, Mitglied, SPD 

Brigitte Thiel, Mitglied, CDU (Vertretung für Saskia Spohr-Frey) 

Dr. Andreas Jürgens, Mitglied, B90/Grüne 

Awet Tesfaiesus, Mitglied, B90/Grüne 

Michael Werl, Mitglied, AfD 

Vera Katrin Kaufmann, Mitglied, Kasseler Linke 

 

Teilnehmer mit beratender Stimme 

Omar Dergui, Vertreter des Ausländerbeirates 

Gerd Walter, Vertreter des Behindertenbeirates 

 

Magistrat 

Dirk Stochla, Stadtrat, SPD 

 

Schriftführung 

Jutta Butterweck, Büro der Stadtverordnetenversammlung 

 

Entschuldigt: 

Stefan Kortmann, Vorsitzender, CDU 

Holger Augustin, Mitglied, CDU 

Dieter Pfeiffer, Vertreter des Seniorenbeirates 

 

Verwaltung und andere Teilnehmer/-innen 

Kathy Käferstein, Ordnungsamt 

Norbert Schmitz, Feuerwehr 

 

 

 

Tagesordnung: 
 

1. Änderung der Gesellschaftsverträge der Gemeinnützigen 

Wohnungsbaugesellschaft der Stadt Kassel mbH (GWG) und 

101.18.859 



 

Niederschrift über die 18. Sitzung des Ausschusses für Recht, Sicherheit, Integration und Gleichstellung  

vom 12. April 2018 

 

2 von 8 der GWG Service GmbH 

2. Zeitpunkt der Realisierung der Videoüberwachung 101.18.844 

3. Schlussfolgerungen aus dem Bericht zur 

Katzenschutzverordnung 

101.18.845 

4. Einführung des Warnsystems "Katwarn" 101.18.846 

5. Konzept gegen Drogen- und Alkoholkonsum im Bereich der 

Gustav-Mahler-Treppe 

101.18.847 

6. Bunkeranlagen und Schutzräume in Kassel 101.18.858 

7. Informationen über den Bevölkerungsschutz und die 

Katastrophenhilfe auf der Webseite der Stadt Kassel 

veröffentlichen 

101.18.864 

8. Informationsmöglichkeiten für die Bevölkerung bei 

Katastrophenlagen 

101.18.871 

9. Zusammenarbeit mit DITIB Einrichtungen 101.18.877 

 

 

1. stellvertretender Vorsitzender Dr. Hoppe eröffnet die mit der Einladung vom  

5. April 2018 ordnungsgemäß einberufene 18. öffentliche Sitzung des Ausschusses 

für Recht, Sicherheit, Integration und Gleichstellung, begrüßt die Anwesenden und 

stellt die Beschlussfähigkeit fest. 

 

 

Zur Tagesordnung 

 

Stadtverordnete Thiel, CDU-Fraktion, beantragt, die Tagesordnungspunkte 

2. Zeitpunkt der Realisierung der Videoüberwachung, -101.18.844- 

3. Schlussfolgerungen aus dem Bericht zur Katzenschutzverordnung, 

   -101.18.845- 

4. Einführung des Warnsystems „Katwarn“, -101.18.846- 

5. Konzept gegen Drogen- und Alkoholkonsum im Bereich der  

    Gustav-Mahler-Treppe, -101.18.847- 

und 

8. Informationsmöglichkeiten für die Bevölkerung bei  

     Katastrophenlagen, -101.18.871- 

wegen Abwesenheit der Berichterstatter von der Tagesordnung der heutigen 

Sitzung abzusetzen und für die Tagesordnung der nächsten Ausschusssitzung zur 

Behandlung vorzusehen. Dagegen erhebt sich kein Widerstand. 

 

1. stellvertretender Vorsitzender Dr. Hoppe stellt die geänderte Tagesordnung so 

fest. 
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Wohnungsbaugesellschaft der Stadt Kassel mbH (GWG) und 

der GWG Service GmbH 

Vorlage des Magistrats 

- 101.18.859 - 

 

Antrag 

 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

1. Der Änderung des Gesellschaftsvertrags der Gemeinnützigen 

Wohnungsbaugesellschaft der Stadt Kassel mbH vom 1. Dezember 2015 

wird nach Maßgabe der beigefügten Synopse (Anlage) zugestimmt. 

 

2. Der Änderung des Gesellschaftsvertrags der GWG Service GmbH vom  

1. Dezember 2015 wird nach Maßgabe der beigefügten Synopse (Anlage) 

zugestimmt. 

 

3. Der Magistrat wird ermächtigt, die zur Umsetzung des Beschlusses 

erforderlichen Erklärungen in der jeweils rechtlich gebotenen Form 

abzugeben. Die Ermächtigung umfasst auch die Vornahme etwaiger 

redaktioneller Ergänzungen, Änderungen oder Streichungen. 

 

Stadtrat Stochla begründet den Antrag des Magistrats. 

 

Der Ausschuss für Recht, Sicherheit, Integration und Gleichstellung fasst bei 

Zustimmung: einstimmig 

Ablehnung: -- 

Enthaltung: -- 

Abwesend: Kasseler Linke 

den  
 

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 

fassen: 

 

Dem Antrag des Magistrats betr. Änderung der Gesellschaftsverträge der 

Gemeinnützigen Wohnungsbaugesellschaft der Stadt Kassel mbH (GWG) und 

der GWG Service GmbH, 101.18.859, wird zugestimmt. 

 

Den Ausschussmitgliedern liegt ein Änderungsantrag der Fraktion Kasseler Linke 

als Tischvorlage vor. 
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 Änderungsantrag der Fraktion Kasseler Linke 

 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

Im Beschlusstext wird in Punkt 1. und 2 ergänzt: 

 

[...] wird nach Maßgabe der beigefügten Synopse (Anlage) mit der  

Änderung des § 8 Aufsichtsrat (1) b in: 

7 von der Stadtverordnetenversammlung gewählte Mitglieder. 

zugestimmt. 

 

Der Ausschuss für Recht, Sicherheit, Integration und Gleichstellung fasst bei 

Zustimmung: Freie Wähler + Piraten 

Ablehnung: SPD, CDU, B90/Grüne, AfD 

Enthaltung: -- 

Abwesend: Kasseler Linke 

den  
 

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 

fassen: 

 

Der Änderungsantrag der Fraktion Kasseler Linke zum Antrag des Magistrats betr. 

Änderung der Gesellschaftsverträge der Gemeinnützigen 

Wohnungsbaugesellschaft der Stadt Kassel mbH (GWG) und der GWG Service 

GmbH, 101.18.859, wird abgelehnt. 

 

Berichterstatter/-in:  Stadtverordnete Wurst 

 

 

2. Zeitpunkt der Realisierung der Videoüberwachung 

Anfrage der CDU-Fraktion 

- 101.18.844 - 

 

Abgesetzt 

 

 

3. Schlussfolgerungen aus dem Bericht zur Katzenschutzverordnung 

Anfrage der CDU-Fraktion 

- 101.18.845 - 

 

Abgesetzt 
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4. Einführung des Warnsystems "Katwarn" 

Anfrage der CDU-Fraktion 

- 101.18.846 - 

 

Abgesetzt 

 

 

5. Konzept gegen Drogen- und Alkoholkonsum im Bereich der Gustav-

Mahler-Treppe 

Anfrage der CDU-Fraktion 

- 101.18.847 - 

 

Abgesetzt 

 

 

6. Bunkeranlagen und Schutzräume in Kassel 

Anfrage der AfD-Fraktion 

- 101.18.858 - 

 

Anfrage 

 

Wir fragen den Magistrat: 

 

1. Wie viele Bunkeranlagen/Schutzräume zum Schutze der Kasseler 

Bevölkerung gibt es in der Stadt Kassel? 

 

2. Wie viele der Bunkeranlagen/Schutzräume sind im betriebs- bzw. 

einsatzbereiten Zustand? 

 

3. Wer sind die Betreiber der Bunkeranlagen/Schutzräume in der Stadt Kassel, 

nach Bunkeranlagen/Schutzräumen aufgelistet? 

 

4. Welche Gesamtkosten entstanden der Stadt Kassel im Jahre 2011 bis 2017 

für alle in Kassel existierenden Bunkeranlagen/Schutzräumen? 

 

5. Werden diese Bunkeranlagen/Schutzräume auch noch anderweitig 

genutzt? 

 

6. Falls ja, wie, nach Bunkeranlagen/Schutzräumen aufgelistet? 

 

7. Wo befinden sich diese Bunkeranlagen/Schutzräume in Kassel? 
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Stadt Kassel, nach Bunkeranlagen/Schutzräumen aufgelistet? 

 

9. Falls nicht alle Menschen der Stadt Kassel Schutz und Zuflucht in den 

Bunkeranlagen/Schutzräumen finden können, welche Maßnahmen 

existieren um diese Menschen vor Tod und Verletzung bewahren zu 

können? 

 

10. Wie viele der Bunkeranlagen/Schutzräume sind für einen längerfristigen 

Aufenthalt - bspw. über 3 Tage - ausgestattet?  

 

11. Gibt es Pläne der Stadt Kassel zu den vorhandenen 

Bunkeranlagen/Schutzräumen weitere Bunker/Schutzräume zum Schutze 

der Kasseler Bevölkerung zu errichten? 

 

Stadtverordneter Werl, AfD-Fraktion begründet die Anfrage, die von Stadtrat 

Stochla beantwortet wird. Die schriftliche Antwort wird als Anlage zur 

Niederschrift zugesagt. 

 

Nach Beantwortung durch Stadtrat Stochla erklärt 1. stellvertretender 

Vorsitzender Dr. Hoppe die Anfrage für erledigt. 

 

 

7. Informationen über den Bevölkerungsschutz und die Katastrophenhilfe auf 

der Webseite der Stadt Kassel veröffentlichen 

Antrag der AfD-Fraktion 

- 101.18.864 - 

 

Antrag 

 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

1. Die Internetseite des Bundesamtes für Bevölkerungsschutz und 

Katastrophenhilfe "www.bbk.bund.de" soll auf der Webseite der Stadt 

Kassel augenfällig verlinkt werden (ggf. mittels einer eindeutigen Grafik). 

 

2. Für den Bevölkerungsschutz und die Katastrophenhilfe sollen relevante 

Dokumente und Informationen auf der Webseite der Stadt Kassel zum 

Download bzw. Abruf bereitstehen - analog den 

Dokumenten/Informationen des BBK unter dem Reiter "Vorsorge & 

Selbsthilfe". 

 

3. Die Bürgerinnen und Bürger sollen über die unter Ziffer 1 und 2 genannten 

Dokumente/Informationen regelmäßig informiert werden (vierteljährig). 

Hierbei sollten die der Stadt Kassel zur Verfügung stehenden Möglichkeiten 
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Amtsblatt etc.). 

 

Stadtverordneter Werl, AfD-Fraktion, begründet den Antrag seiner Fraktion. 

 

Der Ausschuss für Recht, Sicherheit, Integration und Gleichstellung fasst bei 

Zustimmung: AfD 

Ablehnung: SPD, CDU, B90/Grüne, Kasseler Linke, Freie Wähler + Piraten 

Enthaltung: -- 

den  
 

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 

fassen: 

 

Der Antrag der AfD-Fraktion betr. Informationen über den Bevölkerungsschutz 

und die Katastrophenhilfe auf der Webseite der Stadt Kassel veröffentlichen, 

101.18.864, wird abgelehnt. 

 

Berichterstatter/-in:  Stadtverordnete Thiel 

 

 

8. Informationsmöglichkeiten für die Bevölkerung bei Katastrophenlagen 

Antrag der CDU-Fraktion 

- 101.18.871 - 

 

Abgesetzt 

 

 

9. Zusammenarbeit mit DITIB Einrichtungen 

Anfrage der Fraktion Kasseler Linke 

- 101.18.877 - 

 

Anfrage 

 

Wir fragen den Magistrat: 

 

1. Die Kulturbrücke stellt auf ihrer Internetseite das Angebot für 

Schüler*innen als Projekt der DITIB Gemeinde im Mattenberg dar. Wie 

bewertet der Magistrat dieses Angebot vor dem Hintergrund des 

nationalistisch und militaristisch agierenden Imams der Gemeinde und der 

Abhängigkeit von der türkischen Regierung? 

2. Welche Zusammenarbeit besteht zwischen dem Jugendamt der Stadt 

Kassel und dem Träger Kulturbrücke? 
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Kulturbrücke durch die Stadt Kassel? 

 

Stadtrat Stochla beantwortet die Anfrage und sagt die schriftliche Antwort als 

Anlage zur Niederschrift zu. 

 

1. stellvertretender Vorsitzender Dr. Hoppe erklärt die Anfrage nach 

Beantwortung durch Stadtrat Stochla für erledigt. 

 

 

 

 

Ende der Sitzung: 17.18 Uhr 

 

 

 

 

 

Dr. Bernd Hoppe Jutta Butterweck 

1. stellvertretender Vorsitzender Schriftführerin 
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